
Bedingungen fÄr die AusfÄhrung von Arbeiten an Kraftfahrzeugen, AnhÅngern, Aggregaten und deren Teilen 
und fÄr KostenvoranschlÅge

(Kfz-Reparaturbedingungen - empfohlen vom Zentralverband Deutsches Kraftfahrzeuggewerbe, Bonn)

Kfz-Reparaturbedingungen 

(Stand: 07/2003)

I. Auftragserteilung

1. Im Auftragsschein oder in einem BestÄtigungsschreiben 
sind die zu erbringenden Leistungen zu bezeichnen und der 
voraussichtliche oder verbindliche Fertigstellungstermin 
anzugeben.

2. Der Auftraggeber erhÄlt eine Durchschrift des Auf-
tragsscheins.

3. Der Auftrag ermÄchtigt den Auftragnehmer, Unter-
auftrÄge zu erteilen und Probefahrten sowie ÅberfÇh-
rungsfahrten durchzufÇhren.

II. Preisangaben im Auftragsschein; Kostenvoranschlag

1. Auf Verlangen des Auftraggebers vermerkt der 
Auftragnehmer im Auftragsschein auch die Preise, die bei 
der DurchfÇhrung des Auftrags voraussichtlich zum Ansatz 
kommen.

Preisangaben im Auftragsschein kÉnnen auch durch 
Verweisung auf die in Frage kommenden Positionen der 
beim Auftragnehmer ausliegenden Preis- und Ar-
beitswertkataloge erfolgen.

2. WÇnscht der Auftraggeber eine verbindliche Preis-
angabe, so bedarf es eines schriftlichen Kostenvoran-
schlages; in diesem sind die Arbeiten und Ersatzteile 
jeweils im Einzelnen aufzufÇhren und mit dem jeweiligen 
Preis zu versehen. Der Auftragnehmer ist an diesen 
Kostenvoranschlag bis zum Ablauf von 3 Wochen nach 
seiner Abgabe gebunden.

Die zur Abgabe eines Kostenvoranschlags erbrachten 
Leistungen kÉnnen dem Auftraggeber berechnet werden, 
wenn dies im Einzelfall vereinbart ist.

Wird aufgrund des Kostenvoranschlages ein Auftrag erteilt, 
so werden etwaige Kosten fÇr den Kostenvoranschlag mit 
der Auftragsrechnung verrechnet und der Gesamtpreis darf 
bei der Berechnung des Auftrags nur mit Zustimmung des 
Auftraggebers Çberschritten werden.

3. Wenn im Auftragsschein Preisangaben enthalten sind, 
muss ebenso wie beim Kostenvoranschlag die Umsatzsteuer 
angegeben werden.

III. Fertigstellung

l. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, einen schriftlich als 
verbindlich bezeichneten Fertigstellungstermin einzuhalten. 
Ñndert oder erweitert sich der Arbeitsumfang gegenÇber 
dem ursprÇnglichen Auftrag, und tritt dadurch eine 
VerzÉgerung ein, dann hat der Auftrag

nehmer unverzÇglich unter Angabe der GrÇnde einen neuen 
Fertigstellungstermin zu nennen.

2. HÄlt der Auftragnehmer bei AuftrÄgen, welche die 
Instandsetzung eines Kraftfahrzeuges zum Gegenstand 
haben, einen schriftlich verbindlich zugesagten Fertig-
stellungstermin lÄnger als 24 Stunden schuldhaft nicht ein, 
so hat der Auftragnehmer nach seiner Wahl dem 
Auftraggeber ein mÉglichst gleichwertiges Ersatzfahrzeug 
nach den jeweils hierfÇr gÇltigen Bedingungen des 
Auftragnehmers kostenlos zur VerfÇgung zu stellen oder 
80% der Kosten fÇr eine tatsÄchliche Inanspruchnahme 
eines mÉglichst gleichwertigen Mietfahrzeuges zu erstatten. 
Der Auftraggeber hat das Ersatz- oder Mietfahrzeug nach 
Meldung der Fertigstellung des Auftragsgegenstandes 
unverzÇglich zurÇckzugeben; weitergehender 
Verzugsschadenersatz ist ausgeschlossen, auÖer in FÄllen 
von Vorsatz oder grober FahrlÄssigkeit. Der Auftragnehmer 
ist auch fÇr die wÄhrend des Verzugs durch Zufall 
eintretende UnmÉglichkeit der Leistung verantwortlich, es 
sei denn, dass der Schaden auch bei rechtzeitiger Leistung 
eingetreten sein wÇrde.

3. Bei gewerblich genutzten Fahrzeugen kann der 
Auftragnehmer statt der ZurverfÇgungstellung eines 
Ersatzfahrzeugs oder der Åbernahme von Mietwagenkosten 
den durch die verzÉgerte Fertigstellung entstandenen 
Verdienstausfall ersetzen.

4. Wenn der Auftragnehmer den Fertigstellungstermin 
infolge hÉherer Gewalt oder BetriebsstÉrungen ohne 
eigenes Verschulden nicht einhalten kann, besteht auf 
Grund hierdurch bedingter VerzÉgerungen keine Ver-
pflichtung zum Schadenersatz, insbesondere auch nicht zur 
Stellung eines Ersatzfahrzeuges oder zur Erstattung von 
Kosten fÇr die tatsÄchliche Inanspruchnahme eines 
Mietfahrzeuges. Der Auftragnehmer ist jedoch verpflichtet, 
den Auftraggeber Çber die VerzÉgerungen zu unterrichten, 
soweit dies mÉglich und zumutbar ist.

IV. Abnahme

1. Die Abnahme des Auftragsgegenstandes durch den 
Auftraggeber erfolgt im Betrieb des Auftragnehmers, soweit 
nichts anderes vereinbart ist.

2. Der Auftraggeber ist verpflichtet, den Reparaturge-
genstand innerhalb von l Woche ab Zugang der Fer-
tigstellungsanzeige und AushÄndigung oder Åbersendung 
der Rechnung abzuholen. Im Falle der Nichtabnahme kann 
der Auftragnehmer von seinen gesetzlichen Rechten 
Gebrauch machen. Bei Reparaturarbeiten, die innerhalb 
eines Arbeitstages ausgefÇhrt werden, verkÇrzt sich die Frist 
auf 2 Arbeitstage.

3. Bei Abnahmeverzug kann der Auftragnehmer die 
ortsÇbliche AufbewahrungsgebÇhr berechnen. Der 
Auftragsgegenstand kann nach Ermessen des Auftrag-



nehmers auch anderweitig aufbewahrt werden. Kosten und 
Gefahren der Aufbewahrung gehen zu Lasten des 
Auftraggebers.

V. Berechnung des Auftrages

1. In der Rechnung sind Preise oder Preisfaktoren fÇr jede 
technisch in sich abgeschlossene Arbeitsleistung sowie fÇr 
verwendete Ersatzteile und Materialien jeweils gesondert 
auszuweisen.

WÇnscht der Auftraggeber Abholung oder Zustellung des 
Auftragsgegenstandes, erfolgen diese auf seine Rechnung 
und Gefahr. Die Haftung bei Verschulden bleibt unberÇhrt.

2. Wird der Auftrag aufgrund eines verbindlichen 
Kostenvoranschlages ausgefÇhrt, so genÇgt eine Be-
zugnahme auf den Kostenvoranschlag, wobei lediglich 
zusÄtzliche Arbeiten besonders aufzufÇhren sind.

3. Die Berechnung des Tauschpreises im Tauschverfahren 
setzt voraus, dass das ausgebaute Aggregat oder Teil dem 
Lieferumfang des Ersatzaggregats oder -teils entspricht und 
dass es keinen Schaden aufweist, der die 
Wiederaufbereitung unmÉglich macht.

4. Die Umsatzsteuer geht zu Lasten des Auftraggebers.

5. Eine etwaige Berichtigung der Rechnung muss seitens 
des Auftragnehmers, ebenso wie eine Beanstandung seitens 
des Auftraggebers, spÄtestens 6 Wochen nach Zugang der 
Rechnung erfolgen.

VI. Zahlung

1. Der Rechnungsbetrag und Preise fÇr Nebenleistungen 
sind bei Abnahme des Reparaturgegenstandes und 
AushÄndigung oder Åbersendung der Rechnung zur 
Zahlung in bar fÄllig, spÄtestens jedoch innerhalb l Woche 
nach Meldung der Fertigstellung und AushÄndigung oder 
Åbersendung der Rechnung.

2. Gegen AnsprÇche des Auftragnehmers kann der 
Besteller nur dann aufrechnen, wenn die Gegenforderung 
des Bestellers unbestritten ist oder ein rechtskrÄftiger Titel 
vorliegt; ein ZurÇckbehaltungsrecht kann er nur geltend 
machen, soweit es auf AnsprÇchen aus dem 
Reparaturauftrag beruht.

Der Auftragnehmer ist berechtigt, bei Auftragserteilung 
eine angemessene Vorauszahlung zu verlangen.

VII. Erweitertes Pfandrecht

Dem Auftragnehmer steht wegen seiner Forderung aus dem 
Auftrag ein vertragliches Pfandrecht an den aufgrund des 
Auftrages in seinen Besitz gelangten GegenstÄnden zu.

Das vertragliche Pfandrecht kann auch wegen Forderungen 
aus frÇher durchgerÇhrten Arbeiten, Ersatzteillieferungen 
und sonstigen Leistungen geltend gemacht werden, soweit 
sie mit dem Auftragsgegenstand in Zusammenhang stehen. 
FÇr sonstige AnsprÇche aus der GeschÄftsverbindung gilt 
das vertragliche Pfandrecht nur, soweit diese unbestritten 
sind oder ein rechtskrÄftiger Titel vorliegt und der 
Auftragsgegenstand dem Auftraggeber gehÉrt.

VI11. Sachmangel

1. AnsprÇche des Auftraggebers wegen SachmÄngeln 
verjÄhren in einem Jahr ab Abnahme des Reparaturge-
genstandes. Nimmt der Auftraggeber den Auftragsge-
genstand trotz Kenntnis eines Mangels ab, stehen ihm 
SachmÄngelansprÇche in dem in den Ziffern 4 bis 5 
beschriebenen Umfang nur zu, wenn er sich diese bei 
Abnahme vorbehÄlt.

2. Ist Gegenstand des Auftrags die Lieferung herzustel-
lender oder zu erzeugender beweglicher Sachen und ist der 
Auftraggeber eine juristische Person des Éffentlichen 
Rechts, ein Éffentlich-rechtliches SondervermÉgen oder ein 
Unternehmer, der bei Abschluss des Vertrages in AusÇbung 
seiner gewerblichen oder selbstÄndigen beruflichen 
TÄtigkeit handelt, verjÄhren AnsprÇche des Auftraggebers 
wegen SachmÄngeln in einem Jahr ab Ablieferung. FÇr 
andere Auftraggeber (Verbraucher) gelten in diesem Fall 
die gesetzlichen Bestimmungen.

3. Bei arglistigem Verschweigen von MÄngeln oder der 
Åbernahme einer Garantie fÇr die Beschaffenheit bleiben 
weitergehende AnsprÇche unberÇhrt.

4. FÇr die Abwicklung der MÄngelbeseitigung gilt 
folgendes:

a) AnsprÇche auf MÄngelbeseitigung hat der Auftraggeber 
beim Auftragnehmer geltend zu machen; bei mÇndlichen 
Anzeigen hÄndigt der Auftragnehmer dem Auftraggeber 
eine schriftliche BestÄtigung Çber den Eingang der Anzeige 
aus.

b) Wird der Reparaturgegenstand wegen eines Sachmangels 
betriebsunfÄhig, kann sich der Auftraggeber mit 
Zustimmung des Auftragnehmers an den dem Ort des 
betriebsunfÄhigen Kaufgegenstandes nÄchstgelegenen 
dienstbereiten Kfz-Meisterbetrieb wenden, wenn sich der 
Ort des betriebsunfÄhigen Kaufgegenstandes mehr als 50 
km vom Auftragnehmer entfernt befindet.

c) Ersetzte Teile werden Eigentum des Auftragnehmers.

d) FÇr die zur MÄngelbeseitigung eingebauten Teile kann 
der KÄufer bis zum Ablauf der VerjÄhrungsfrist des 
Auftraggegenstandes SachmÄngelansprÇche aufgrund des 
Auftrags geltend machen.



5. Erfolgt in dem Ausnahmefall der Ziffer 4 b) die 
MÄngelbeseitigung in einer anderen (der Ver-
triebsorganisation des Auftragnehmers angehÉrenden) 
Fachwerkstatt, hat der Auftraggeber in den Auftragsschein 
aufnehmen zu lassen, dass es sich um die DurchfÇhrung 
einer MÄngelbeseitigung des Auftragnehmers handelt und 
dass diesem ausgebaute Teile wÄhrend einer angemessenen 
Frist zur VerfÇgung zu halten sind. Der Auftragnehmer ist 
zur Erstattung der dem Auftraggeber nachweislich 
entstandenen Reparaturkosten verpflichtet.

IX. Haftung

1. Hat der Auftragnehmer nach den gesetzlichen Be-
stimmungen nach MaÖgabe dieser Bedingungen fÇr einen 
Schaden aufzukommen, der leicht fahrlÄssig verursacht 
wurde, so haftet der Auftragnehmer, soweit nicht Leben, 
KÉrper und Gesundheit verletzt wurden, beschrÄnkt-: Die 
Haftung besteht nur bei Verletzung vertragswesentlicher 
Pflichten und ist auf den bei VertragsabschluÖ 
vorhersehbaren typischen Schaden begrenzt. Soweit der 
Schaden durch eine vom Auftraggeber fÇr den betreffenden 
Schadenfall abgeschlossene Versicherung (ausgenommen 
Summenversicherung) gedeckt ist, haftet der 
Auftragnehmer nur fÇr etwaige damit verbundene Nachteile 
des Auftraggebers, z.B. hÉhere VersicherungsprÄmien oder 
Zinsnachteile bis zur Schadenregulierung durch die 
Versicherung. Das Gleiche gilt fÇr SchÄden, die durch einen 
Mangel des Auftragsgegenstandes verursacht worden sind. 
Die Haftung fÇr den Verlust von Geld, Wertpapieren 
(einschl. SparbÇchern, Scheckheften, Scheck- und 
Kreditkarten), Kostbarkeiten und anderen Wertsachen, die 
nicht ausdrÇcklich in Verwahrung genommen sind, ist 
ausgeschlossen.

2. UnabhÄngig von einem Verschulden des Auftragnehmers 
bleibt eine etwaige Haftung des Auftragnehmers bei 
arglistigem Verschweigen des Mangels, aus der Åbernahme 
einer Garantie oder eines Beschaffungsrisikos und nach 
dem Produkthaftungsgesetz unberÇhrt.

3. Ausgeschlossen ist die persÉnliche Haftung der 
gesetzlichen Vertreter, ErfÇllungsgehilfen und Be-
triebsangehÉrigen des Auftragnehmers fÇr von ihnen durch 
leichte FahrlÄssigkeit verursachte SchÄden.

X. Eigentumsvorbehalt

Soweit eingebaute ZubehÉr-, Ersatzteile und Aggregate 
nicht wesentliche Bestandteile des Auftragsgegenstandes 
geworden sind, behÄlt sich der Auftragnehmer das 
Eigentum daran bis zur vollstÄndigen unanfechtbaren 
Bezahlung vor.

(Gilt nur fÇr Fahrzeuge mit einem zulÄssigen Gesamt-
gewicht von nicht mehr als 3,5t)

1. Bei Streitigkeiten aus diesem Auftrag kann der Auf-
traggeber oder, mit dessen EinverstÄndnis, der Auf-
tragnehmer die fÇr den Auftragnehmer zustÄndige 
Schiedsstelle des Kraftfahrzeughandwerks oder -gewerbes
anrufen. Die Anrufung muss schriftlich unverzÇglich nach 
Kenntnis des Streitpunktes erfolgen.

2. Durch die Entscheidung der Schiedsstelle wird der 
Rechtsweg nicht ausgeschlossen.

3. Durch die Anrufung der Schiedsstelle ist die VerjÄhrung 
fÇr die Dauer des Verfahrens gehemmt.

4. Das Verfahren vor der Schiedsstelle richtet sich nach 
deren GeschÄfts- und Verfahrensordnung, die den Parteien 
auf Verlangen von der Schiedsstelle ausgehÄndigt wird.

5. Die Anrufung der Schiedsstelle ist ausgeschlossen, wenn 
bereits der Rechtsweg beschritten ist. Wird der Rechtsweg 
wÄhrend eines Schiedsstellenverfahrens beschritten, stellt 
die Schiedsstelle ihre TÄtigkeit ein.

6. Das Schiedsstellenverfahren ist fÇr den Auftraggeber 
kostenlos.

XII. Gerichtsstand

FÇr sÄmtliche gegenwÄrtigen und zukÇnftigen AnsprÇche 
aus der GeschÄftsverbindung mit Kaulleuten einschlieÖlich 
Wechsel- und Scheckforderungen ist ausschlieÖlicher 
Gerichtsstand der Sitz des Auftragnehmers. Der gleiche 
Gerichtsstand gilt, wenn der Auftraggeber keinen 
allgemeinen Gerichtsstand im Inland hat. nach 
VertragsabschluÖ seinen Wohnsitz oder gewÉhnlichen 
Aufenthaltsort aus dem Inland verlegt oder sein Wohnsitz 
oder gewÉhnlicher Aufenthaltsort zum Zeitpunkt der 
Klageerhebung nicht bekannt ist.
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XL Schiedsstelle (Schiedsgutachterverfahren)



Allgemeine GeschÅftsbedingungen fÄr den 
Verkauf neuer und gebrauchter Fahrzeugteile

Unverbindliche Empfehlung des 
Zentralverbandes Deutsches 
Kraftfahrzeuggewerbe e. V. (ZDK)

Stand: 01/2002

l. Zahlung

1. Der Kaufpreis und Preise fÄr Nebenleistungen sind 
bei Åbergabe des Kaufgegenstandes und 
AushÇndigung oder Åbersendung der Rechnung zur 
Zahlung fÇllig.

2. Gegen AnsprÄche des VerkÇufers kann der KÇufer  
nur dann aufrechnen, wenn die Gegenforderung 
des KÇufers unbestritten ist oder ein rechtskrÇftiger   
Titel vorliegt; ein ZurÄckbehaltungsrecht kann er 
nur geltend machen, soweit es auf AnsprÄchen aus 
dem Kaufvertrag beruht.

Der VerkÇufer haftet nicht, wenn der Schaden auch 
bei rechtzeitiger Lieferung eingetreten wÇre.

3. Wird ein verbindlicher Liefertermin oder eine 
verbindliche Lieferfrist Äberschritten, kommt der 
VerkÇufer bereits mit Åberschreiten des 
Liefertermins oder der Lieferfrist in Verzug. Die 
Rechte des KÇufers bestimmen sich dann nach Ziffer 
2 SÇtze 3 bis 6 dieses Abschnitts.

4. HÉhere Gewalt oder beim VerkÇufer oder dessen         
Lieferanten eintretende BetriebsstÉrungen, die 
den VerkÇufer ohne eigenes Verschulden  
vorÄbergehend daran hindern, den Kaufgegenstand 
zum vereinbarten Termin oder innerhalb der 
vereinbarten Frist zu liefern, verÇndern die in Ziffern 1 
bis 3 dieses Abschnitts genannten Termine und 
Fristen um die Dauer der durch diese UmstÇnde 
bedingten LeistungsstÉrungen. FÄhren   
entsprechende StÉrungen zu einem 
Leistungsaufschub von mehr als vier Monaten, kann 
der KÇufer vom Vertrag zurÄcktreten. Andere 
RÄcktrittsrechte bleiben davon unberÄhrt.

II. Lieferung und Lieferverzug

1. Liefertermine und Lieferfristen, die verbindlich oder 
unverbindlich vereinbart werden kÉnnen, sind 
schriftlich anzugeben. Lieferfristen beginnen mit 
Vertragsabschluss.

2. Der KÇufer kann zehn Tage nach 
Åberschreiten eines unverbindlichen Liefertermins 
oder einer unverbindlichen Lieferfrist den VerkÇufer 
auffordern zu liefern. Mit dem Zugang der 
Aufforderung kommt der VerkÇufer in Verzug. Hat der 
KÇufer Anspruch auf Ersatz eines Verzugsschadens,  
beschrÇnkt sich dieser bei leichter FahrlÇssigkeit des 
VerkÇufers auf hÉchstens 5% des vereinbarten 
Kaufpreises. Will der KÇufer darÄber hinaus vom  
Vertrag zurÄcktreten und/oder Schadensersatz statt 
der Leistung verlangen, muss er dem VerkÇufer nach 
Ablauf der Zehn-Tages-Frist gemÇÑ Satz 1 eine 
angemessene Frist zur Lieferung setzen. Hat der 
KÇufer Anspruch auf Schadensersatz statt der 
Leistung, beschrÇnkt sich der Anspruch bei leichter 
FahrlÇssigkeit auf hÉchstens 25% des vereinbarten 
Kaufpreises. Ist der KÇufer eine juristische Person 
des Éffentlichen Rechts, ein Éffentlich-rechtliches 
SondervermÉgen oder ein Unternehmer, der bei 
Abschluss des Vertrages in AusÄbung seiner    
gewerblichen    oder selbstÇndigen beruflichen 
TÇtigkeit handelt, sind SchadenersatzansprÄche      
bei leichter FahrlÇssigkeit ausgeschlossen. Wird   
dem VerkÇufer, wÇhrend er in Verzug ist, die 
Lieferung durch Zufall unmÉglich, so haftet er mit den 
vorstehend vereinbarten Haftungsbegrenzungen.

III. Abnahme

1. Der KÇufer ist verpflichtet, den Kaufgegenstand 
innerhalb von acht Tagen ab Zugang der 
Bereitstellungsanzeige abzunehmen. Im Falle der 
Nichtabnahme kann der VerkÇufer von seinen 
gesetzlichen Rechten Gebrauch machen.

2. Verlangt der VerkÇufer Schadensersatz aufgrund 
eines gesetzlichen Anspruchs, so betrÇgt dieser 10% 
des Kaufpreises. Der Schadenersatz ist hÉher   
oder niedriger anzusetzen, wenn der VerkÇufer 
einen hÉheren oder der KÇufer einen geringeren 
Schaden nachweist.

IV. Eigentumsvorbehalt

1. Der Kaufgegenstand bleibt bis zum Ausgleich der 
dem VerkÇufer aufgrund des Kaufvertrages 
zustehenden Forderungen Eigentum des 
VerkÇufers.

Ist der KÇufer eine juristische Person des Éffentlichen 
Rechts, ein Éffentlich-rechtliches SondervermÉgen 
oder ein Unternehmer, der bei Abschluss des 
Vertrages in AusÄbung seiner gewerblichen oder 
selbstÇndigen beruflichen TÇtigkeit handelt, bleibt der 
Eigentumsvorbehalt auch bestehen fÄr Forderungen 
des VerkÇufers gegen den KÇufer aus der   
laufenden GeschÇftsbeziehung bis zum Ausgleich 
von in Zusammenhang mit dem Kauf zustehenden 
Forderungen.



Auf Verlangen des KÇufers ist der VerkÇufer zum 
Verzicht auf den Eigentumsvorbehalt verpflichtet, 
wenn der KÇufer sÇmtliche mit dem 
Kaufgegenstand im Zusammenhang stehende 
Forderungen unanfechtbar erfÄllt hat und fÄr die 
Äbrigen Forderungen aus den laufenden 
GeschÇftsbeziehungen eine angemessene 
Sicherung besteht.

2. Bei Zahlungsverzug des KÇufers kann der 
VerkÇufer vom Kaufvertrag zurÄcktreten. Hat der 
VerkÇufer darÄber hinaus Anspruch auf 
Schadensersatz statt der Leistung und nimmt er den 
Kaufgegenstand wieder an sich, sind VerkÇufer und 
KÇufer sich darÄber einig, dass der VerkÇufer den 
gewÉhnlichen Verkaufswert des Kaufgegenstandes im 
Zeitpunkt der RÄcknahme vergÄtet. Auf Wunsch des 
KÇufers, der nur unverzÄglich nach RÄcknahme     
des Kaufgegenstandes geÇuÑert werden kann, wird 
nach Wahl des KÇufers ein Éffentlich bestellter und 
vereidigter SachverstÇndiger, z.B. der Deutschen 
Automobil Treuhand GmbH (DAT), den gewÉhnlichen 
Verkaufswert ermitteln. Der KÇufer trÇgt sÇmtliche 
Kosten der RÄcknahme und Verwertung des 
Kaufgegenstandes. Die Verwertungskosten betragen 
ohne Nachweis 5 % des gewÉhnlichen 
Verkaufswertes. Sie sind hÉher oder niedriger 
anzusetzen, wenn der VerkÇufer hÉhere oder der 
KÇufer niedrigere Kosten nachweist.

3. Solange der Eigentumsvorbehalt besteht, darf der 
KÇufer Äber den Kaufgegenstand weder verfÄgen 
noch Dritten vertraglich eine Nutzung einrÇumen.

V. Sachmangel

1. AnsprÄche des KÇufers wegen SachmÇngeln 
verjÇhren entsprechend den gesetzlichen 
Bestimmungen, d. h. bei neuen Fahrzeugteilen in zwei 
Jahren, bei gebrauchten Teilen in einem Jahr ab
Ablieferung des Kaufgegenstandes.

Ist der KÇufer eine juristische Person des Éffentlichen 
Rechts, ein Éffentlich-rechtliches SondervermÉgen 
oder ein Unternehmer ist, der bei Abschluss des 
Vertrages in AusÄbung seiner gewerblichen oder 
selbstÇndigen beruflichen TÇtigkeit handelt, erfolgt 
der Verkauf von gebrauchten Fahrzeugteilen unter 
Ausschluss jeglicher SachmÇngelhaftung,

2. FÄr die Abwicklung der MÇngelbeseitigung gilt 
folgendes:

a) AnsprÄche auf MÇngelbeseitigung hat der KÇufer 
beim VerkÇufer geltend zu machen. Bei mÄndlichen 
Anzeigen von AnsprÄchen ist dem KÇufer eine 
schriftliche BestÇtigung Äber den Eingang der Anzeige 
auszuhÇndigen.

b) Ersetzte Teile werden Eigentum des VerkÇufers.

VI. Haftung

1. Hat der VerkÇufer aufgrund der gesetzlichen 
Bestimmungen nach MaÑgabe dieser 
Bedingungen fÄr einen Schaden aufzukommen, 
der leicht fahrlÇssig verursacht wurde, so haftet der 
VerkÇufer beschrÇnkt:

Die Haftung besteht nur bei Verletzung 
vertragswesentlicher Pflichten und ist auf den bei 
VertragsabschluÑ vorhersehbaren typischen 
Schaden begrenzt. Diese BeschrÇnkung gilt nicht bei  
Verletzung von Leben, KÉrper und Gesundheit. 
Soweit der Schaden durch eine vom KÇufer fÄr den   
betreffenden Schadenfall abgeschlossene 
Versicherung (ausgenommen Summenversicherung)
gedeckt ist, haftet der VerkÇufer nur fÄr etwaige damit 
verbundene Nachteile des KÇufers, z.B.    
hÉhere VersicherungsprÇmien oder Zinsnachteile bis 
zur Schadenregulierung durch die Versicherung.

FÄr leicht fahrlÇssig durch einen Mangel des 
Kaufgegenstandes verursachte SchÇden wird nicht 
gehaftet.

2. UnabhÇngig von einem Verschulden des 
VerkÇufers bleibt eine etwaige Haftung des VerkÇufers 
bei arglistigem Verschweigen des Mangels, aus der 
Åbernahme einer Garantie oder eines 
Beschaffungsrisikos und nach dem 
Produkthaftungsgesetz unberÄhrt.

3. Die Haftung wegen Lieferverzuges ist in Abschnitt 
IV abschlieÑend geregelt.

4. Ausgeschlossen ist die persÉnliche Haftung der 
gesetzlichen Vertreter, ErfÄllungsgehilfen und 
BetriebsangehÉrigen des VerkÇufers fÄr von ihnen 
durch leichte FahrlÇssigkeit verursachte SchÇden.

Bei arglistigem Verschweigen von MÇngeln oder der  
Åbernahme einer Garantie fÄr die Beschaffenheit 
bleiben weitergehende AnsprÄche unberÄhrt.



VII. Gerichtsstand

1. FÄr sÇmtliche gegenwÇrtigen und zukÄnftigen 
AnsprÄche aus der GeschÇftsverbindung mit 
Kaufleuten einschlieÑlich Wechsel- und 
Scheckforderungen ist ausschlieÑlicher 
Gerichtsstand der Sitz des VerkÇufers.

2. Der gleiche Gerichtsstand gilt, wenn der KÇufer 
keinen allgemeinen Gerichtsstand im Inland hat, nach 
Vertragsabschluss seinen Wohnsitz oder 
gewÉhnlichen Aufenthaltsort aus dem Inland verlegt 
oder sein Wohnsitz oder gewÉhnlicher Aufenthaltsort 
zum Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt ist. 
Im Åbrigen gilt bei AnsprÄchen des VerkÇufers 
gegenÄber dem KÇufer dessen Wohnsitz als 
Gerichtsstand.


